
§. 59 HGB 
Wer in einem Handelsgewerbe zur Leistung kaufmännischer Dienste gegen Entgelt angestellt ist 
(Handlungsgehülfe), hat, soweit nicht besondere Vereinbarungen über die Art und den Umfang 
seiner Dienstleistungen oder über die ihm zukommende Vergütung getroffen sind, die dem 
Ortsgebrauch entsprechenden Dienste zu leisten sowie die dem Ortsgebrauch entsprechende 
Vergütung zu beanspruchen. In Ermangelung eines Ortsgebrauchs gelten die den Umständen nach 
angemessenen Leistungen als vereinbart. 
 

§.  60 HGB 
Der Handlungsgehülfe darf ohne Einwilligung des Prinzipals weder ein Handelsgewerbe betreiben 
noch in dem Handelszweige des Prinzipals für eigene oder fremde Rechnung Geschäfte machen. Die 
Einwilligung zum Betrieb eines Handelsgewerbes gilt als ertheilt, wenn dem Prinzipal bei der 
Anstellung des Gehülfen bekannt ist, daß er das Gewerbe betreibt, und der Prinzipal die Aufgabe des 
Betriebs nicht ausdrücklich vereinbart. 
 

§.  61 HGB 
Verletzt der Handlungsgehülfe die ihm nach §. 60 obliegende Verpflichtung, so kann der Prinzipal 
Schadensersatz fordern; er kann statt dessen verlangen, daß der Handlungsgehülfe die für eigene 
Rechnung gemachten Geschäfte als für Rechnung des Prinzipals eingegangen gelten lasse und die 
aus Geschäften für fremde Rechnung bezogene Vergütung herausgebe oder seinen Anspruch auf die 
Vergütung abtrete. 
Die Ansprüche verjähren in drei Monaten von dem Zeitpunkt an, in welchem der Prinzipal Kenntniß 
von dem Abschlüsse des Geschäfts erlangt; sie verjähren ohne Rücksicht auf diese Kenntniß in fünf 
Jahren von dem Abschlusse des Geschäfts an. 
 

§ . 62 HGB 
Der Prinzipal ist verpflichtet, die Geschäftsräume und die für den Geschäftsbetrieb bestimmten 
Vorrichtungen und Geräthschaften so einzurichten und zu unterhalten, auch den Geschäftsbetrieb 
und die Arbeitszeit so zu regeln, daß der Handlungsgehülfe gegen eine Gefährdung seiner 
Gesundheit, soweit die Natur des Betriebs es gestattet, geschützt und die Aufrechterhaltung der 
guten Sitten und des Anstandes gesichert ist.  
Ist der Handlungsgehülfe in die häusliche Gemeinschaft aufgenommen, so hat der Prinzipal in 
Ansehung des Wohn- und Schlafraums, der Verpflegung sowie der Arbeits- und Erholungszeit 
diejenigen Einrichtungen und Anordnungen zu treffen, welche mit Rücksicht auf die Gesundheit, die 
Sittlichkeit und die Religion des Handlungsgehülfen erforderlich sind 
.Erfüllt der Prinzipal die ihm in Ansehung des Lebens und der Gesundheit des Handlungsgehülfen 
obliegenden Verpflichtungen nicht, so finden auf seine Verpflichtung zum Schadensersatze die für 
unerlaubte Handlungen geltenden Vorschriften der §§. 842 bis 846 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
entsprechende Anwendung. 
Die dem Prinzipal hiernach obliegenden Verpflichtungen können nicht im Voraus durch Vertrag 
aufgehoben oder beschränkt werden. 
 

§.  63 HGB 
Wird der Handlungsgehülfe durch unverschuldetes Unglück an der Leistung der Dienste verhindert, 
so behält er seinen Anspruch auf Gehalt und Unterhalt, jedoch nicht über die Dauer von sechs 
Wochen hinaus.  
Der Handlungsgehülfe ist nicht verpflichtet, sich den Betrag anrechnen zu lassen, der ihm für die Zeit 
der Verhinderung aus einer Kranken- oder Unfallversicherung zukommt. Eine Vereinbarung, welche 
dieser Vorschrift zuwiderläuft, ist nichtig. 
 

§.  64 HGB 
Die Zahlung des dem Handlungsgehülfen zukommenden Gehalts hat am Schlusse jeden Monats zu 
erfolgen. Eine Vereinbarung, nach der 'die Zahlung des Gehalts später erfolgen soll, ist nichtig. 
 

§.  66 HGB 
Das Dienstverhältniß zwischen dem Prinzipal und dem Handlungsgehülfen kann, wenn es für 
unbestimmte Zeit eingegangen ist, von jedem Theile für den Schluß eines Kalendervierteljahrs unter 
Einhaltung einer Kündigungsfrist von sechs Wochen gekündigt werden. 



 
§. 67 HGB 

Wird durch Vertrag eine kürzere oder längere Kündigungsfrist bedungen, so muß sie für beide Theile 
gleich sein; sie darf nicht weniger als einen Monat betragen. 
Die Kündigung kann nur für den Schluß eines Kalendermonats zugelassen werden. 
Die Vorschriften des Abs. 1 finden auch in dem Falle Anwendung, wenn das Dienstverhältniß für 
bestimmte Zeit mit der Vereinbarung eingegangen. wird, daß es in Ermangelung einer vor dem 
Ablaufe der Vertragszeit erfolgten Kündigung als verlängert gelten soll. Eine Vereinbarung, die diesen 
Vorschriften zuwiderläuft, ist nichtig. 
 

§. 68 HGB 
Die Vorschriften des §. 67 finden keine Anwendung, wenn der Handlungsgehülfe einen Gehalt von 
mindestens funftausend Mark für das Jahr bezieht. 
Sie bleiben ferner außer Anwendung, wenn der Handlungsgehülfe für eine außereuropäische 
Handelsniederlassung angenommen ist und nach dem Vertrage der Prinzipal für den Fall, dass er das 
Dienstverhältniß kündigt, die Kosten der Rückreise des Handlungsgehülfen zu tragen hat. 
 

§.  70 HGB 
Das Dienstverhältniß kann von jedem Theile ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist gekündigt 
werden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt.  
Wird die Kündigung durch vertragswidriges Verhalten des anderen Theiles veranlaßt, so ist dieser 
zum Ersatze des durch die Aufhebung des Dienstverhältnisses entstandenen Schadens verpflichtet. 
 

§.  71 HGB 
Als ein wichtiger Grund, der den Handlungsgehülfen zur Kündigung ohne Einhaltung einer 
Kündigungsfrist berechtigt, ist es, sofern nicht besondere Umstände eine andere Beurtheilung 
rechtfertigen, namentlich anzusehen: 

1. wenn der Handlungsgehülfe zur Fortsetzung seines Dienstes unfähig wird; 
2. wenn der Prinzipal den Gehalt oder den gebührenden Unterhalt nicht gewährt; 
3. wenn der Prinzipal den ihm nach §. 62 obliegenden Verpflichtungen nachzukommen 

verweigert; 
4. wenn sich der Prinzipal Thätlichkeiten, erhebliche Ehrverletzungen oder unsittliche 

Zumuthungen gegen den Handlungsgehülfen zuschulden kommen läßt oder es verweigert, 
den Handlungsgehülfen gegen solche Handlungen eines anderen Angestellten oder eines 
Familienangehörigen des Prinzipals zu schützen. 

 
§.  72 HGB 

Als ein wichtiger Grund, der den Prinzipal zur Kündigung ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist 
berechtigt, ist es, sofern nicht besondere Umstände eine andere Beurtheilung rechtfertigen, 
namentlich anzusehen: 

1. wenn der Handlungsgehilfe im Dienste untreu ist oder das Vertrauen mißbraucht oder die ihm 
nach §. 60 obliegende Verpflichtung verletzt; 

2. wenn er seinen Dienst während einer den Umständen nach erheblichen Zeit unbefugt verläßt 
oder sich beharrlich weigert, seinen Dienstverpflichtungen nachzukommen; 

3. wenn er durch anhaltende Krankheit, durch eine längere Freiheitsstrafe oder Abwesenheit 
oder durch eine die Zeit von acht Wochen übersteigende militärische Dienstleistung an der 
Verrichtung seiner Dienste verhindert wird; 

4. wenn er sich Thätlichkeiten oder erhebliche Ehrverletzungen gegen den Prinzipal oder dessen 
Vertreter zuschulden kommen läßt. Erfolgt die Kündigung, weil der Handlungsgehilfe durch 
unverschuldetes Unglück längere Zeit an der Verrichtung seiner Dienste verhindert ist, so wird 
dadurch der im § 63 bezeichnete Anspruch des Gehülfen nicht berührt. 
 

§.  73 HGB 
Bei der Beendigung des Dienstverhältnisses kann der Handlungsgehiüfe ein schriftliches Zeugnis über 
die Art und Dauer der Beschäftigung fordern. Das Zeugniß ist auf Verlangen des Handlungsgehülfen 
auch auf die Führung und die Leistungen auszudehnen. 
Auf Antrag des Handlungsgehilfen hat die Ortspolizeibehörde das Zeugnisß kosten- und stempelfrei 
zu beglaubigen. 



§. 74 HGB 
Eine Vereinbarung zwischen dem Prinzipal und dem Handlungsgehülfen, durch welche dieser für die 
Zeit nach der Beendigung des Dienstverhältnisses in seiner gewerblichen Thätigkeit beschränkt wird, 
ist für den Handlungsgehülfen nur in soweit verbindlich, als die Beschränkung nach Zeit, Ort und 
Gegenstand nicht die Grenzen überschreitet, durch welche eine unbillige Erschwerung des 
Fortkommens des Handlungsgehülfen ausgeschlossen wird. 
Die Beschränkung kann nicht auf einen Zeitraum von mehr als drei Jahren von der Beendigung des 
Dienstverhältnisses an erstreckt werden. 
Die Vereinbarung ist nichtig, wenn der Handlungsgehülfe zur Zeit des Abschlusses minderjährig ist. 
 

§.  76 HGB 
Die Vorschriften der §§. 60 bis 63, 74, 75 .finden auch auf Handlungslehrlinge Anwendung. 
Der Lehrherr ist verpflichtet, dafür zu sorgen, daß der Lehrling in den bei dem Betriebe des Geschäfts 
vorkommenden kaufmännischen Arbeiten unterwiesen wird; er hat die Ausbildung des Lehrlings 
entweder selbst oder durch einen geeigneten, ausdrücklich dazu bestimmten Vertreter zu leiten. Die 
Unterweisung hat in der durch den Zweck der Ausbildung gebotenen Reihenfolge und Ausdehnung zu 
geschehen. 
Der Lehrherr darf dem Lehrlinge die zu seiner Ausbildung erforderliche Zeit und Gelegenheit durch 
Verwendung zu anderen Dienstleistungen nicht entziehen; auch hat er ihm die zum Besuche des 
Gottesdienstes an Sonn-und Festtagen erforderliche Zeit und Gelegenheit zu gewähren. Er hat den 
Lehrling zur Arbeitsamkeit und zu guten Sitten anzuhalten. In Betreff der Verpflichtung des 
Lehrherrn, dem  Lehrlinge die zum Besuch einer Fortbildungsschule erforderliche Zeit zu gewähren, 
bewendet es bei den Vorschriften des § 120 der Gewerbeordnung. 
 

§.  77 HGB 
Die Dauer der Lehrzeit bestimmt sich nach dem Lehrvertrag, in Ermangelung vertragsmäßiger 
Festsetzung nach den örtlichen Verordnungen oder dem Ortsgebrauche. 
Das Lehrverhältniß kann, sofern nicht eine längere Probezeit vereinbart ist, während des ersten 
Monats nach dem Beginne der Lehrzeit ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist gekündigt werden. 
Eine Vereinbarung, nach der die Probezeit mehr als drei Monate betragen soll, ist nichtig. 
Nach dem Ablaufe der Probezeit finden auf die Kündigung des Lehrverhältnisses die Vorschriften der 
§§ . 70 bis 72 Anwendung. Als ein wichtiger Grund zur Kündigung durch den Lehrling ist es 
insbesondere auch anzusehen, wenn der Lehrherr seine Verpflichtung gegen den Lehrling in einer 
dessen Gesundheit, Sittlichkeit oder Ausbildung gefährdenden Weise vernachlässigt. 
Im Falle des Todes des Lehrherrn kann das Lehrverhältniß innerhalb eines Monats ohne Einhaltung 
einer Kündigungsfrist gekündigt werden. 
 

§.  80 HGB 
Bei der Beendigung des Lehrverhältnisses hat der Lehrherr dem Lehrling ein schriftliches Zeugniß 
über die Dauer der Lehrzeit und die während dieser erworbenen Kenntnisse und Fähigkeiten sowie 
über sein Betragen auszustellen. 
Auf Antrag des Lehrlinges hat die Ortspolizeibehörde das Zeugniß kosten- und stempelfrei zu 
beglaubigen. 
 

§.  81  HGB 
Personen, die nicht im Besitze der bürgerlichen Ehrenrechte sind, dürfen Handlungslehrlinge weder 
halten noch sich mit der Anleitung von Handlungslehrlingen befassen. Der Lehrherr darf solche 
Personen zur Anleitung von Handlungslehrlingen nicht verwenden. 
Die Entlassung von Handlungslehrlingen, welche diesem Verbote zuwider beschäftigt werden, kann 
von der Polizeibehörde erzwungen werden. 


